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Corona-Kreditbetrug 
 

Gedanken eines Strafverteidigers: Corona-Kreditbetrug 

gibt es (so) nicht! 

 

25. Juli 2021 

Die Auffassung, es gäbe keinen Covid-19-Kreditbetrug, mindes-

tens nicht in Fällen, in welchen bloss mit falschen Angaben im Kre-

ditantrag zu hohe Kredite beantragt wurden, mag zunächst erstau-

nen.  

So thematisieren die Medien doch aktuell unter den Schlagwörtern 

«Corona-Betrug» oder auch «Corona-Betrüger» regelmässig sol-

che Straffälle. Beispielsweise berichtete die Berner Zeitung über ei-

nen 35-jähriger Bauunternehmer, welcher im März 2021 im Kanton 

Luzern wegen unrechtmässigen Bezuges eines Covid-19-Kredits in 

Höhe von 110'000 Franken wegen Betruges und Urkundenfäl-

schung zu einer unbedingten Gefängnisstrafe verurteilt wurde (vgl. 

Artikel auf Berner Zeitung online vom 24.03.2021). Weiter wurde 

gerade letzte Woche der Inhaber der «Mein Arzt»-Kette vom Be-

zirksgericht Bülach wegen mehrfachen Betrugs und mehrfacher 

Veruntreuung verurteilt wurde (vgl. Artikel auf Nau.ch online vom 

17.06.2021). 

Warum nach Ansicht des Sprechenden im ersten genannten Fall 

Betrug vorliegt, im zweiten jedoch nicht, wird nachfolgend erläutert. 

Die Arglist ist zentrales Element des Betrugstatbestandes gemäss 

schweizerischem Strafrecht. Das Bundesgericht hält dazu Folgen-

des fest: 

Mit dem Tatbestandsmerkmal der Arglist verleiht das Ge-

setz dem Gesichtspunkt der Opfermitverantwortung we-

sentliche Bedeutung. Arglist scheidet aus, wenn der Ge-

täuschte den Irrtum mit einem Mindestmass an Aufmerk-

samkeit hätte vermeiden können. Dabei sind die jeweilige 

Lage und die Schutzbedürftigkeit des Betroffenen im Ein-

zelfall entscheidend. Rücksicht zu nehmen ist namentlich 

auf geistesschwache, unerfahrene oder aufgrund von Alter 

oder Krankheit beeinträchtigte Opfer oder auf solche, die 

sich in einem Abhängigkeits- oder Unterordnungsverhält-

nis oder in einer Notlage befinden und deshalb kaum im-

stande sind, dem Täter zu misstrauen. Auf der anderen 

Seite sind besondere Fachkenntnis und Geschäftserfah-

rung des Opfers in Rechnung zu stellen, wie sie etwa im 

Rahmen von Kreditvergaben Banken beigemessen wird. 

Auch unter dem Gesichtspunkt der 

https://www.bernerzeitung.ch/covid-kredit-betrueger-wird-zu-gefaengnisstrafe-verurteilt-277505868331
https://www.nau.ch/news/schweiz/mein-arzt-chef-wegen-corona-betrugs-in-bulach-vor-gericht-65948402
https://www.nau.ch/news/schweiz/mein-arzt-chef-wegen-corona-betrugs-in-bulach-vor-gericht-65948402
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Opfermitverantwortung erfordert die Erfüllung des Tatbe-

stands indes nicht, dass das Täuschungsopfer die grösst-

mögliche Sorgfalt walten lässt und alle erdenklichen Vor-

kehren trifft. Arglist scheidet lediglich aus, wenn es die 

grundlegendsten Vorsichtsmassnahmen nicht beachtet. 

Entsprechend entfällt der strafrechtliche Schutz nicht bei 

jeder Fahrlässigkeit des Getäuschten, sondern nur bei 

Leichtfertigkeit, welche das betrügerische Verhalten des 

Täters in den Hintergrund treten lässt. Die zum Ausschluss 

der Strafbarkeit des Täuschenden führende Opferverant-

wortung kann nur in Ausnahmefällen bejaht werden (vgl. 

BGE 135 IV 76 E. 5.2). 

Als der Bundesrat am 25. März 2020 die Notverordnung zur Ge-

währung von Krediten für KMU erliess, stand eine rasche und un-

bürokratische Hilfestellung im Vordergrund (vgl. SR 951.261). Be-

reits damals war jedoch klar absehbar, dass diese Hilfestellung 

auch ausgenutzt werden wird. Experten warnten bereits im Mai 

2020 davor, dass bis zu 10% der gewährten Corona-Kredite 

zweckentfremdet werden könnten (vgl. Artikel auf Finnews.ch vom 

29.05.2020). 

Es dräng sich folglich die Frage auf, ob die Täuschung mit einem 

Mindestmass an Aufmerksamkeit vermeidbar gewesen wäre. Dies 

muss klar bejaht werden. So schlug beispielsweise die Handelszei-

tung bereits im April 2020 vor, ein Tausendstel der gesamthaft aus-

gesprochenen Kreditsumme für stichprobenweise Prüfungen zu 

verwenden und die Kreditnehmer zu verpflichten, Ihre Bücher je-

derzeit für unterjährige Prüfungen zu öffnen (vgl. Artikel auf Han-

delszeitung.ch vom 25.04.2021). 

Das Prüfkonzept des Staatssekretariates für Wirtschaft SECO vom 

Juni 2020 sieht vor, dass die Eidgenössische Steuerverwaltung der 

Eidgenössischen Finanzkontrolle Mehrwertsteuer- und Verrech-

nungssteuerdaten zur Verfügung stellt (vgl. SECO, Missbrauchsbe-

kämpfung: Prüfungskonzept – COVID-19 Solidarbürgschaften vom 

23.06.2020). Anhand dieser Daten hätten auch kreditgebende 

Banken Falschangaben zur Umsatzhöhe sehr leicht plausibilisieren 

und ungerechtfertigte Kreditvergaben so verhindern können. Es ist 

nicht ersichtlich, weshalb diese Informationen zwar zur Verfolgung 

von Missbrauch, aber nicht zur Verhinderung von Missbrauch ver-

wendet werden konnten. 

Vor diesem Hintergrund ist festzuhalten, dass die Politik es unter-

lassen hat, das geforderte Mindestmass an Vorsicht im Vergabe-

prozess von Covid-Krediten anzuwenden bzw. den Banken ein sol-

ches vorzuschreiben. Wie vorher anhand der bundesgerichtlichen 

Rechtsprechung aufgezeigt, wird betreffend Arglist gerade von 

http://www.ff-law.ch/
http://relevancy.bger.ch/php/clir/http/index.php?lang=de&type=show_document&page=1&from_date=&to_date=&from_year=1954&to_year=2021&sort=relevance&insertion_date=&from_date_push=&top_subcollection_clir=bge&query_words=&part=all&de_fr=&de_it=&fr_de=&fr_it=&it_de=&it_fr=&orig=&translation=&rank=0&highlight_docid=atf%3A%2F%2F135-IV-76%3Ade&number_of_ranks=0&azaclir=clir#page76
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2020/194/de
https://www.finews.ch/news/banken/41455-corona-notkredite-missbrauch-geldwaescherei-banken-alix-partners-capco
https://www.finews.ch/news/banken/41455-corona-notkredite-missbrauch-geldwaescherei-banken-alix-partners-capco
https://www.handelszeitung.ch/konjunktur/und-wer-pruft-die-corona-kredite
https://www.handelszeitung.ch/konjunktur/und-wer-pruft-die-corona-kredite
https://covid19.easygov.swiss/wp-content/uploads/2020/06/383016801-Pru%CC%88fkonzept_COVID-Kredite-23.06.2020.pdf
https://covid19.easygov.swiss/wp-content/uploads/2020/06/383016801-Pru%CC%88fkonzept_COVID-Kredite-23.06.2020.pdf
https://covid19.easygov.swiss/wp-content/uploads/2020/06/383016801-Pru%CC%88fkonzept_COVID-Kredite-23.06.2020.pdf
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Banken eine besondere Fachkenntnis und Geschäftserfahrung un-

terstellt. Bei der Vergabe von Corona-Krediten mussten Banken 

diese geforderte Sorgfalt jedoch nicht anwenden. So waren und 

sind die Kredite einerseits durch eine Staatsgarantie abgesichert, 

andererseits setzte die Politik die Kreditvergabe nicht nur unbüro-

kratisch, sondern geradezu unkontrolliert durch. So wurden einfa-

che Vorsichtsmassnahmen -ganz unbürokratisch- ausser Acht ge-

lassen. Damit dürften die Kreditnehmer mit der Angabe zu hohen 

Umsatzes in den meisten Fällen nicht arglistig gehandelt haben. 

Dass allenfalls eine «Notlage» der Gesellschaft ausgenützt wurde, 

dürfte dabei für die Annahme der Arglist ebenfalls nicht genügen. 

Es wäre auch in dieser «Notlage» möglich gewesen, grundlegende 

Vorsichtsmassnahmen und Kontrollprozesse zu implementieren. 

Mit der fehlenden Arglist wäre damit der Tatbestand des Betruges 

nicht erfüllt, ausser der Täter habe in einer anderen Form arglistig 

gehandelt, beispielsweise indem er falsche Angaben im Kreditan-

trag mit gefälschten Urkunden unterlegt hätte. Es wird interessant 

sein, wie höhere gerichtliche Instanzen, insbesondere das Bundes-

gericht das Thema rechtlich bewerten werden. In Hinblick auf eine 

Verfolgung von «Covid-Betrügern» existieren genügend andere 

Strafbestimmungen, wie allenfalls ungetreue Geschäftsführung 

oder Veruntreuung bei zweckfremder Mittelverwendung. Zudem 

wird nach der COVID-19-Solidarbürgschaftsverordnung mit Busse 

bis 100’000 Franken bestraft, wer vorsätzlich mit falschen Angaben 
einen Kredit erwirkt oder die Kreditmittel nicht zur Sicherung der 

geltend gemachten Liquiditätsbedürfnisse verwendet. 

Entsprechend gibt es ausreichende gesetzliche Mittel, dem gesell-

schaftlichen Druck der Verfolgung von «Kredit-Betrügern» nachzu-

kommen. Eine rechtlich unscharfe bzw. falsche Anwendung des 

Betrugstatbestandes ist damit abzulehnen. 
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